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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

  
Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung,  
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

20.08.18 
208-3045 
Valentina Marker  
2511 // 18-06789 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan "Wohngebiet Beim Brückle, Teil I", Stadt Ulm,  
Teilort Donaustetten (TK 25: 7625 Ulm-Südwest)   
  
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  
  
LGRB-Stellungnahme Az.: 2511//16-07295 vom 26.08.2016   
 
Ihr Schreiben vom 19.07.2018  
 
Anhörungsfrist 31.08.2018 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 26.08.2016 (Az. 
2511//16-07295) sind von unserer Seite zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
 
 
 
 
Valentina Marker 
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Dienstgebäude Konrad-Adenauer-Str. 20 · 72072 Tübingen · Telefon 07071 757-0 · Telefax 07071 757-3190 

poststelle@rpt.bwl.de ·  www.rp.baden-wuerttemberg.de ·  www.service-bw.de 

Buslinie 2 · Haltestelle „Regierungspräsidium" oder „Landespolizeidirektion" 

 

   

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
  

Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 · 72016 Tübingen 

 
Stadt Ulm 
SUB 
Herrn Kastler 
 
Per E-Mail:  h.kastler@ulm.de 

CC: info@ulm.de 

 

Tübingen 22.08.2018 

Name Sandra Kreußer 

Durchwahl 07071 757-3253 

Aktenzeichen 21-30-II/2511.2-2101.0-250-

19 

(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

Schreiben vom 19.07.2018 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungsplanänderung  

 Bebauungsplan „Wohngebiet Beim Brückle, Teil I“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Anregungen oder Bedenken. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2. 
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1. Belange der Raumordnung / Bauleitplanung 

 

Die vorgenommenen Änderungen im Bebauungsplan bzgl. der Grünfläche/ Lärm-

schutzwall entlang der B30 sowie die Änderung der Art der Nutzung von einem Ge-

werbegebiet (GE) in ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) werden begrüßt. 

 

Die Auffassung, dass der Bebauungsplan (B-Plan) insgesamt als aus dem Fläche-

nnutzungsplan (FNP) entwickelt angesehen werden kann, kann dennoch nicht geteilt 

werden.  

Zum Einen befindet sich ein nicht unwesentlich großer Teil der im Norden gelegenen 

Wohnbaufläche in der Sonderbaufläche (SO für großflächigen Einzelhandel).  

 

Zum Anderen befinden sich die eingeschränkten Gewerbegebiete in einem Bereich, 

der im FNP nach wie vor als Grünfläche bzw. Sonderbaufläche dargestellt ist. 

Der Argumentation, dass im Bereich der Sonderbaufläche gewerbliche Anlagen in 

Form von Handelsbetrieben zulässig seien, und damit aus dem FNP entwickelt seien, 

kann nicht gefolgt werden. Nach den textlichen Festsetzungen 1.1.2.1 sind u.a. Ge-

werbebetriebe aller Art zulässig. Dies ist nicht aus der Sonderbaufläche Einzelhandel 

entwickelt.  

 

Die Bebauungsplanung an sich kann selbstverständlich so verwirklicht werden, aller-

dings ist der FNP in den genannten Bereichen zu ändern, um die Planung gerichts-

fest abzusichern. 

 

 

2. Belange des Straßenwesens 

 

Das Regierungspräsidium - Abteilung Straßenwesen und Verkehr - erhebt keine 

grundsätzlichen Einwendungen zum vorgelegten Bebauungsplan. 

 

Ausbauquerschnitt der B 30  

Im Zuge des Verfahrens wurde mit der Stadt abgestimmt, bei der Planung die Erwei-

terungsoption RQ 31,5 im Zuge der B 30 zu berücksichtigen und im Planteil darzu-

stellen. 

Beim RQ 31,5 beträgt die Fahrbahnbreite 13,00 m, die Breite des begrünten Mittel-

streifens 2,50 m und die Bankettbreite 1,50 m.  
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Die Mindestbreite der Entwässerungsmulde neben dem Bankett beträgt 2,00 m (Ziffer 

8.10.5 RAA 2008). Der Böschungsfuß des Lärmschutzwalles soll also im Abstand von 

17,75 m = 2,50/2 + 13,00 + 1,50 + 2,00 m von der Mittelachse der B 30 liegen. Dies 

entspricht einem Abstand von 6,25 m vom bestehenden westlichen Fahrbahnrand der 

B 30.  

Die im Bebauungsplan dargestellt Maßlinie ist nicht plausibel und entsprechend dem 

Regelquerschnitt abzuändern.  

 

 
 

Die Breite des Einfädelungsstreifens am Anschluss Donaustetten soll bei einem drei-

streifigen Ausbau nach RQ 31,50 mit 3,50 m angenommen werden, neben einem 

0,50 m breiten Randstreifen. Ein Standstreifen neben dem Einfädelungsstreifen ist 

wie auf der zuführenden Rampe nicht vorzusehen. Dafür beträgt die Breite des Ban-

ketts neben dem Einfädelungsstreifen 2,50 m einschließlich 0,50 m für eine eventuel-

le Schutzeinrichtung (Ziffer 6.4.4 RAA 2008). Die Mindestbreite der Entwässerungs-

mulde neben dem Bankett beträgt 2,00 m. Im Bereich des ca. 200 m langen vorhan-

denen Einfädelungsstreifens darf der Böschungsfuß des Lärmschutzwalles den Min-

destabstand von 20,25 m = 2,50/2 + 14,50 + 2,50 + 2,00 m von der Mittelachse der B 

30 nicht unterschreiten. Der Mindestabstand der Lärmschutzwalles zur Mittelachse 

der B 30 ist im Bebauungsplan darzustellen. 

 

Lärmschutzeinrichtung 

Die Stellungnahme zum Bebauungsplan stellt lediglich eine grundsätzliche Zustim-

mung zur Lärmschutzeinrichtung im Anbauverbot der Bundesstraße dar. Die straßen-

bauliche Genehmigung ist davon unabhängig und muss beim Regierungspräsidium 

Tübingen, Referat 47.2 Straßenbau Mitte, vor Baubeginn eingeholt werden. 

 

In einer noch abzuschließenden Vereinbarung zwischen der Stadt und der Straßen-

bauverwaltung werden alle Details bezüglich Kostenträger, Unterhaltung, usw. gere-

gelt. Das Regierungspräsidium Tübingen, Referat 45 Straßenbetrieb und Verkehrs-
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technik, wird die Vereinbarung auf Grundlage der vorliegenden Planung aufstellen 

und der Stadt zur Unterzeichnung zukommen lassen. 

 

 

3. Belange der Landwirtschaft 

 

Im Rahmen der erneuten Anhörung werden aus landwirtschaftlich fachlicher Sicht 

keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorgebracht. Die Anregungen aus unse-

rer vorherigen Stellungnahme wurden weitestgehend übernommen. 

 

 

4. Belange des Naturschutzes 

 
Bereits in der ersten Stellungnahme wurde auf die Betroffenheit des landesweiten 
Biotopverbunds hingewiesen. Im Abwägungsvermerk der Stadt wird darauf aber nicht 
eingegangen. Daher wird dieser Punkt nochmals vorgebracht. 
 
Der im B-Plan behandelte alte Obstbaumbestand ist in der Landesweiten Biotopver-
bundplanung als Kernraum mittlerer Standorte verzeichnet und würde durch die Be-
bauung vollständig verloren gehen (s. Luftbild). Vergleichbare Flächen im weiteren 
Planungsumfeld verzeichnet das Planwerk nicht.  
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Diese Wertstellung ist im Umweltbericht darzulegen, der Verlust für den Biotopver-
bund einzuschätzen und ggf. bei der Aufstellung des B-Plans angemessen zu be-
rücksichtigen. Im Übrigen verweisen wir auf die Zuständigkeit der Unteren Natur-
schutzbehörde.  
 

 

 

 

gez. 

Kreußer
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Nr. 21-30-II/2511.2-2101.0-250-19 

 

 

 

 

Dem 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis 

Per E-Mail: info@alb-donau-kreis.de 

 

 

und 

 

 

Dem 

Regionalverband Donau-Iller 
Per E-Mail: sekretariat@rvdi.de 

CC: martin.samain@rvdi,de 

 

 

 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

Tübingen, 22.08.2018 

Regierungspräsidium 

 

 

 

gez. 

Kreußer 
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